
Landtag   07.12.2022 

Nordrhein-Westfalen 84 Plenarprotokoll 18/16 

 

Dabei übersteigt der Bedarf an gespendeter Mutter-
milch häufig das Angebot. 

Mit Essen, Dortmund, Münster und dem Klinikum 
Lippe in Detmold wurden in den letzten Jahren erste 
sogenannte Muttermilchbanken in Nordrhein-West-
falen eingerichtet. Dies reicht aber noch nicht aus. 

Neben den fachlichen Grundlagen erfordert der wei-
tere Aufbau von Frauenmilchbanken auch Investitio-
nen insbesondere in Räumlichkeiten für sogenannte 
Milchküchen und deren Ausrüstung. Deshalb soll 
eine Landesförderung analog zu Niedersachsen o-
der auch Schleswig-Holstein den Aufbau von Frau-
enmilchbanken unterstützen. 

Nachdem für den Aufbau von Muttermilchbanken 
eingestellte Mittel in Höhe von 500.000 Euro im 
Haushalt 2022 nicht verausgabt wurden, soll der An-
satz für 2023 nun um diese Summe gekürzt werden. 
Auch das halten wir Freien Demokraten für falsch. 
Um den Aufbau von Muttermilchbanken hier bei uns 
im Land tatsächlich voranzubringen, wollen wir diese 
Mittel im Haushalt 2023 auch wieder eingestellt se-
hen. 

Der dritte Punkt ist leider kein schöner. Wenn es um 
Vernachlässigung, Misshandlung oder Missbrauch 
von Kindern geht, sind Kinderschutzambulanzen 
eine wichtige Anlaufstelle. Sie leisten Hilfe beim Er-
kennen von Symptomen und beim Ergreifen der rich-
tigen Maßnahmen. Mit kindgerechter ambulanter 
und stationärer Diagnostik von Verdachtsfällen oder 
im Rahmen der Krisenintervention erweisen sich Kin-
derschutzambulanzen für viele Betroffene als Retter 
in der Not. Sie sind zudem in der Beratung und Fort-
bildung für medizinisches Personal, aber auch für die 
Eltern, für Erzieherinnen und für Lehrkräfte aktiv. 

Dass in Nordrhein-Westfalen bisher 22 Kinder-
schutzambulanzen durch die anteilige Übernahme 
von Personalkosten gefördert werden, war ein wich-
tiger erster Schritt der vorherigen Landesregierung. 
Um sie aber flächendeckend ausbauen zu können, 
ist eine weitere Erhöhung dieser Förderung unerläss-
lich. 

Der Haushalt der schwarz-grünen Landesregierung 
muss hier auf die besonderen Herausforderungen, 
denen das Gesundheitssystem in Nordrhein-Westfa-
len ausgesetzt ist, Rücksicht nehmen. Wir haben 
dazu konkrete Vorschläge in unseren Änderungsan-
trägen formuliert und hoffen insoweit auf Unterstüt-
zung. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der Grünen spricht nun die Kollegin 
Frau Meral Thoms. 

Meral Thoms (GRÜNE): Frau Präsidentin! Werte 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Gäste! Wir sind an-
getreten, um die Zukunft von NRW zu gestalten – für 
uns, für unsere Kinder und für alle nachfolgenden 
Generationen. Wir werden auch gemeinsam das Ge-
sundheitssystem von morgen gestalten. Wir werden 
es fit für die Herausforderungen der Zukunft machen, 
nämlich die Alterung der Gesellschaft, den demogra-
fischen Wandel, den Fachkräftemangel – das haben 
wir heute schon mehrfach gehört – und auch die 
durch den Klimawandel steigende Krankheitslast. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

In diesem Sommer haben wir erneut gesehen, mit 
welch hohen Temperaturen die Menschen bei uns zu 
kämpfen haben – insbesondere ältere Menschen, 
vulnerable Gruppen. Die Klimakrise wird in Zukunft 
die größte Herausforderung für die Gesundheit der 
Menschen sein, bei uns in NRW und auch global; da 
sind sich alle Expertinnen und Experten einig. 

Zudem kommen hohe Energiekosten auf die Ge-
sundheitseinrichtungen in NRW zu. Das hat natürlich 
mit den Folgen des Angriffskriegs auf die Ukraine zu 
tun. Es liegt aber auch daran, dass der Gesund-
heitssektor so energieintensiv ist. Der nationale CO2-
Ausstoß im Gesundheitssektor ist vergleichbar mit 
dem der Stahlindustrie. 

Hier kommt die Krankenhausplanung ins Spiel. Ja, 
gestern wurde in Berlin die Reform des Vergütungs-
systems mit Vorhaltepauschalen vorgestellt. Das ist 
auch gut so. Wir sind hier in NRW mit unserer Kran-
kenhausplanung Vorreiter – mit einer innovativen, 
bedarfsorientierten Krankenhausplanung, die teure 
Doppelstrukturen vermeidet, regionale Besonderhei-
ten berücksichtigt und wohnortnahe Versorgung si-
cherstellt, auch und insbesondere im ländlichen 
Raum. Natürlich muss diese Reform aus Berlin mit 
unserer Krankenhausplanung harmonisiert werden. 

Wir sind hier in NRW aber auch Vorreiter bei der In-
vestitionsförderung und beim Klimaschutz. 2,5 Milli-
arden Euro werden wir in den kommenden Jahren für 
die Umsetzung unserer Krankenhausplanung in die 
Hand nehmen. Ein Drittel dieses Betrages wird für 
Klimaanpassungsmaßnahmen verwendet. Dies ist 
der Einstieg in eine Transformation unseres Gesund-
heitssystems hin zur Klimaneutralität. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Ein weiterer Schwerpunkt unserer Arbeit ist die Stär-
kung der Prävention. Gesundheit ist ein hohes Gut 
und sehr viel mehr als die Abwesenheit von Krank-
heit. In Kindergärten und Schulen geben wir Sport, 
guter Ernährung und Gesundheitswissen einen hö-
heren Stellenwert. 

Wir werden die vorhandenen Präventionsangebote 
bekannter machen und wollen diese besser vernet-
zen. Dabei haben wir insbesondere die Kinder und 
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Jugendlichen im Blick, die in benachteiligten Lebens-
lagen aufwachsen. Denn der gesunde Start in ein 
langes Leben darf nicht vom Geldbeutel der Eltern 
abhängen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Der Öffentliche Gesundheitsdienst ist eine wichtige 
Säule in unserem Gesundheitswesen. Viel zu lange 
wurde er vernachlässigt. Das hat natürlich auch mit 
der Pandemie zu tun; dort war bei den Beschäftigten 
Land unter.  

Die zentrale Aufgabe des öffentlichen Gesundheits-
dienstes ist Gesundheitsschutz, Prävention und auch 
Gesundheitsförderung. Wir stärken den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst weiterhin durch die konsequente 
Umsetzung des Pakts für den Öffentlichen Gesund-
heitsdienst des Bundes und der Länder. Mehr als 
100 Millionen Euro werden in den Ausbau der Perso-
nalressourcen, in die Weiterentwicklung von Bera-
tungsangeboten und natürlich in die notwendige Di-
gitalisierung fließen. 

Wir werden darüber hinaus ambulante und stationäre 
Angebote bei uns in Nordrhein-Westfalen zukünftig 
besser verzahnen. Wir beginnen mit dem Aufbau von 
fünf Gesundheitsregionen in NRW als Modellpro-
jekte. 

Die Versorgung vor Ort soll auch durch gemeinwohl-
orientierte, multiprofessionelle Gesundheitszentren 
abgesichert werden. In den Gesundheitszentren ar-
beiten neben den Ärztinnen und Ärzten auch Com-
munity Health Nurses und weitere Gesundheitsbe-
rufe zusammen. 

Zu guter Letzt wollen wir auch beim Thema „Vielfalt“ 
neue Impulse setzen. NRW ist vielfältig. Auch in un-
serem Gesundheitssystem kommen Menschen aus 
unterschiedlichen Kontexten zusammen. Wo Vielfalt 
herrscht, gibt es auch Ungleichheit. Wir werden in 
den kommenden Jahren mehr über Fragen von Viel-
falt und Diskriminierung ins Gespräch kommen und 
auch ausloten, welche Handlungsbedarfe wir haben. 

Was am Ende zählt: Wir werden dafür sorgen, dass 
sich die Menschen an allen Orten unseres Landes 
auf eine selbstbestimmte, inklusive und diskriminie-
rungsfreie Gesundheitsversorgung verlassen kön-
nen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Ja, im ersten Haushalt ist noch nicht alles aus dem 
Koalitionsvertrag umgesetzt. Aber ich bin zuversicht-
lich, dass wir, wenn wir in fünf Jahren zurückblicken, 
feststellen werden, dass diese Regierung uns vo-
rausschauend durch die vielen Krisen geführt hat, 
und erkennen werden, dass wir die richtigen Wei-
chen für unser Gesundheitssystem gestellt haben. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

  Vizepräsidentin  Berivan  Aymaz: Vielen  Dank.  
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